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Statistik der vorläufigen Schutzmaßnah-
men 

A Erläuterungen 

Allgemeine Angaben 

Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen er-
streckt sich auf alle innerhalb eines Kalenderjahres be-
endeten vorläufigen Maßnahmen zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen. 

Die Erhebung wird jährlich zu Beginn des jeweiligen 
Folgejahres durchgeführt. 

Auskunftspflichtig sind die örtlichen Träger der Ju-
gendhilfe und die Träger der freien Jugendhilfe. 

Rechtsgrundlage sind die §§ 98 bis 103 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I 
S. 1163, in Verbindung mit dem Bundesstatistikgesetz 
(BStatG). Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschrif-
ten in der jeweils geltenden Fassung finden Sie unter 
https://www.Gesetze-im-internet.de/. 

Erhoben werden die Angaben zu § 99 Abs. 2 
SGB VIII. 

Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 
BStatG grundsätzlich geheim gehalten. Nur in ausdrück-
lich gesetzlich geregelten Ausnahmefällen dürfen Ein-
zelangaben übermittelt werden (vgl. § 103 Abs. 1 
SGB VIII). Nach § 16 Abs. 6 BStatG ist es möglich, den 
Hochschulen oder sonstigen Einrichtungen mit der Auf-
gabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für die 
Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben Einzelanga-
ben dann zur Verfügung zu stellen, wenn diese so ano-
nymisiert sind, dass sie nur mit einem unverhältnismäßig 
großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft dem 
Befragten oder Betroffenen zugeordnet werden können. 
Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Perso-
nen, die Empfänger von Einzelangaben sind. 

Zweck und Ziele der Statistik 

Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen umfasst 
die Inobhutnahme eines Kindes oder Jugendlichen z. B. 
aus einer Einrichtung, bei Gefahr im Verzug. 

Aus der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen 
sollen Erkenntnisse über die strukturelle Zusammenset-
zung des Personenkreises der Kinder und Jugendlichen 
gewonnen werden, denen wegen problematischer Le-
bensverhältnisse vom Jugendamt oder von einem ko-
operierenden freien Träger Obhut gewährt wird. Solche 
Informationen sollen zur Beantwortung aktueller jugend-
politischer Fragestellungen in diesem Bereich beitragen. 
Sie werden ferner für Zwecke der Jugendpolitik und der 
Jugendhilfeplanung sowie für die Fortentwicklung des 
Jugendhilferechts benötigt. 

Zu den Hauptnutzern der Statistik zählen Ministerien 
des Bundes und der Länder, Kommunen, Verbände, 
Medien, Universitäten und Studenten. 

Erhebungsmethodik 

Die Erhebung wird mittels elektronischer Datenerhebung 
durchgeführt.  

Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen ist ei-
ne dezentrale Statistik. Vom Statistischen Bundesamt 
werden die Erhebungsunterlagen und Aufbereitungspro-
gramme vorbereitet sowie das Bundesergebnis erstellt. 
Die Durchführung der statistischen Erhebung, die Aufbe-
reitung der Daten und die Veröffentlichung der länderbe-
zogenen Ergebnisse erfolgt bei den Statistischen Lan-
desämtern. 

Bei den vorläufigen Schutzmaßnahmen handelt es 
sich häufig um Maßnahmen mit sehr kurzer Laufzeit. Die 
Angaben können somit sehr zeitnah in den Erhebungs-
bogen eingetragen werden. 

Merkmale und Klassifikationen 

Kind 
Wer noch nicht 14 Jahre alt ist. 

Jugendlicher 
Wer 14 Jahre, aber noch nicht 18 Jahre alt ist. 

https://www.gesetze-im-internet.de/
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 Kurzfassung 
 

1 Allgemeine Angaben zur Statistik Seite 4 
• Grundgesamtheit: Beendete Maßnahmen zum vorläufigen Schutz von Kindern und Jugendlichen.  
• Räumliche Abdeckung: Deutschland, Bundesländer.  
• Berichtszeitraum/-zeitpunkt: 1. Januar bis 31. Dezember  
• Periodizität: jährlich  
• Rechtsgrundlagen: Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)  
• Geheimhaltung: § 16 BStatG  
• Qualitätsmanagement: Es existieren zahlreiche Maßnahmen zur Qualitätssicherung.  

2 Inhalte und Nutzerbedarf Seite 5 
• Inhalte der Statistik: Erfasst werden alle in einem Kalenderjahr beendeten Maßnahmen zum vorläu-

figen Schutz von Kindern und Jugendlichen.  
• Nutzerbedarf: Mit der Befragung sollen umfassende und zuverlässige statistische Daten über die 

strukturelle Zusammensetzung des Personenkreises der Kinder und Jugendlichen bereitgestellt wer-
den, denen wegen problematischer Lebensverhältnisse vom Jugendamt oder von einem kooperie-
renden freien Träger Obhut gewährt wird. Solche Informationen sollen zur Beantwortung aktueller 
jugendpolitischer Fragestellungen in diesem Bereich beitragen. Sie werden ferner für Zwecke der Ju-
gendpolitik und der Jugendhilfeplanung sowie für die Fortentwicklung des Jugendhilferechts benö-
tigt.  

• Nutzerkonsultation: Die Interessen der Nutzer finden auf verschiedenen Wegen Berücksichtigung.  

3 Methodik Seite 5 
• Konzept der Datengewinnung: Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen wird als Sekundär-

statistik mittels einer Vollerhebung durchgeführt.  
• Vorbereitung und Durchführung der Datengewinnung: Vom Statistischen Bundesamt werden die Er-

hebungsunterlagen und Aufbereitungsprogramme vorbereitet sowie das Bundesergebnis erstellt. 
Die Durchführung der statistischen Erhebung, die Aufbereitung der Daten und die Veröffentlichung 
der länderbezogenen Ergebnisse erfolgt bei den Statistischen Ämtern der Länder.  

• Beantwortungsaufwand: Zum Zwecke der Erhebung der Statistik findet keine Belastung von Aus-
kunftsgebenden statt.  

4 Genauigkeit und Zuverlässigkeit Seite 6 
• Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit: Die Ergebnisse der Statistik sind grundsätzlich von 

hoher Aussagekraft und Qualität.  
• Stichprobenbedingte Fehler: Aufgrund der Konzeption als Vollerhebung sind stichprobenbedingte 

Fehler ausgeschlossen.  
• Nicht-stichprobenbedingte Fehler: Verzerrungen durch nicht-stichprobenbedingte Fehler sind in der 

Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen weitgehend ausgeschlossen.  
• Revisionen: Bei der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen werden keine vorläufigen Ergeb-

nisse veröffentlicht. Daher gelten veröffentlichte Daten in der Regel als endgültig.  

5 Aktualität und Pünktlichkeit Seite 6 
• Aktualität: Die Bundesergebnisse werden in der Regel 7 Monate nach Ablauf des Erhebungszeitrau-

mes vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht.  
• Pünktlichkeit: Die geplanten Veröffentlichungstermine werden in der Regel eingehalten.  

6 Vergleichbarkeit Seite 6 
• Räumliche Vergleichbarkeit: Die Erhebungsmethoden und –abläufe sind in allen Bundesländern und 

für das gesamte Bundesgebiet einheitlich. Die Ergebnisse sind daher räumlich vergleichbar.  
• Zeitliche Vergleichbarkeit: Die Ergebnisse können seit 1995 verglichen werden.  
• Räumliche Vergleichbarkeit: Nach der Bezirksreform in Berlin im Jahr 2001 können die Angaben 

nicht mehr nach dem Ost- und Westteil der Stadt aufgegliedert werden. Der Nachweis der Ergebnisse 
für das frühere Bundesgebiet und die neuen Länder erfolgt daher ohne die Daten von Berlin.  

• Zeitliche Vergleichbarkeit: Die Ergebnisse können seit 1995 verglichen werden.  

7 Kohärenz Seite 7 
• Statistikübergreifende Kohärenz: Die Erhebungsinhalte aller Teile der Kinder- und Jugendhilfestatis-

tiken sind grundsätzlich so aufeinander abgestimmt, dass zusammenhängende Aussagen über ein-
zelne Themenfelder sowie die dazugehörenden Ausgaben möglich sind.  

• Statistikinterne Kohärenz: Die Statistik weist keine Inkonsistenzen auf.  
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8 Verbreitung und Kommunikation Seite 7 
• Verbreitungswege: Die Ergebnisse der Statistik werden als Pressemitteilung und in verschiedenen 

Veröffentlichungen publiziert.  
• Richtlinien der Verbreitung: Die Richtlinien der Verbreitung sind für alle Nutzergruppen einheitlich.  

9 Sonstige fachstatistische Hinweise Seite 7 
./.  
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1 Allgemeine Angaben zur Statistik 
1.1 Grundgesamtheit 
Grundgesamtheit der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen sind die beendeten Maßnahmen zum vorläufigen Schutz 
von Kindern und Jugendlichen.  

Die Meldungen über die vorläufigen Schutzmaßnahmen erfolgen durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und die Träger der freien Jugendhilfe.  

1.2 Statistische Einheiten (Darstellungs- und Erhebungseinheiten) 
Die Erhebung erstreckt sich auf alle in einem Kalenderjahr beendeten vorläufigen Schutzmaßnahmen für Kinder und Ju-
gendliche nach § 42 SGB VIII.  

1.3 Räumliche Abdeckung 
Deutschland und Bundesländer.  

Tiefere Gliederung durch die Statistischen Ämter der Länder (Regierungsbezirke, Stadt- und Landkreise).  

1.4 Berichtszeitraum/-zeitpunkt 
Berichtszeitraum ist das abgelaufene Kalenderjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember des Berichtsjahres.  

Die Meldungen für Dezember sind spätestens bis zum 1. Februar des folgenden Jahres dem zuständigen Statistischen Amt 
zu übersenden.  

1.5 Periodizität 
Die Erhebung wird seit 1995 jährlich durchgeführt.  

1.6 Rechtsgrundlagen und andere Vereinbarungen 
Rechtsgrundlage der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen sind die §§ 98 bis 103 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. April 
2013 (BGBl. S. 795) in Verbindung mit dem Bundesstatistikgesetz (BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. September 2007 (BGBl. I S. 2246).  

Erhoben werden die Angaben zu § 99 Abs. 2 SGB VIII.  

1.7 Geheimhaltung 
1.7.1 Geheimhaltungsvorschriften 
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG geheim gehalten. Nur in ausdrücklich gesetzlich geregelten Aus-
nahmefällen dürfen Einzelangaben übermittelt werden. Eine Übermittlung der erhobenen Angaben ist nach § 103 Abs. 1 
SGB VIII vom Statistischen Bundesamt und den Statistischen Ämtern der Länder an die fachlich zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden, für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der 
Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen in Form von Tabellen mit statistischen Ergebnissen zulässig, auch 
soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen, sofern diese Tabellen nicht tiefer als auf Regierungsbezirksebene, 
im Fall der Stadtstaaten auf Bezirksebene, gegliedert sind.  

Für ausschließlich statistische Zwecke dürfen nach § 103 Abs. 2 SGB VIII den zur Durchführung statistischer Aufgaben 
zuständigen Stellen der Gemeinden und Gemeindeverbände für ihren Zuständigkeitsbereich Einzelangaben aus der Erhe-
bung mit Ausnahme der Hilfsmerkmale übermittelt werden, soweit die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 5 BStatG gegeben 
sind. Nach § 16 Abs. 6 BStatG ist es auch zulässig, Hochschulen oder sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unabhän-
giger wissenschaftlicher Forschung für die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben dann zur Verfügung 
zu stellen, wenn diese so anonymisiert sind, dass sie nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten 
und Arbeitskraft dem Befragten oder Betroffenen zugeordnet werden können. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch 
für Personen, die Empfänger von Einzelangaben sind.  

1.7.2 Geheimhaltungsverfahren 
Entfällt.  

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht ausschließlich Angaben auf Ebene der Bundesländer.  

1.8 Qualitätsmanagement 
1.8.1 Qualitätssicherung 
Zur Qualitätssicherung werden im Prozess der Statistikerstellung vielfältige Maßnahmen durchgeführt, die zur Sicherung 
der Qualität der Daten beitragen. Auf der Seite der Datenaufbereitung und –auswertung sichern regelmäßige und umfang-
reiche Plausibilitätskontrollen Aussagekraft und Qualität der Ergebnisse.  
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1.8.2 Qualitätsbewertung 
Aufgrund der bestehenden Auskunftspflicht und den durchgeführten Maßnahmen der Qualitätssicherung (siehe Punkt 
1.8.1) ist die Qualität der Statistik als hoch anzusehen.  

2 Inhalte und Nutzerbedarf 
2.1 Inhalte der Statistik 
2.1.1 Inhaltliche Schwerpunkte der Statistik 
Erfasst werden alle in einem Kalenderjahr beendeten Maßnahmen zum vorläufigen Schutz von Kindern und Jugendlichen.  

2.1.2 Klassifikationssysteme 
Es werden keine Klassifikationssysteme angewandt.  

2.1.3 Statistische Konzepte und Definitionen 
Vorläufige Schutzmaßnahmen umfassen die Inobhutnahme eines Kindes oder Jugendlichen sowie die Herausnahme eines 
jungen Menschen bei Gefahr im Verzug.  

Bei der Inobhutnahme ist das Jugendamt verpflichtet Kindern und Jugendlichen vorläufigen Schutz zu bieten, wenn sie 
darum bitten oder wenn eine dringende Gefahr für ihr Wohl besteht.  

Herausnahmen sind geregelt in § 42 Abs. 1 letzter Halbsatz SGB VIII. Danach umfasst die Inobhutnahme die Befugnis, im 
Fall von § 42 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII auch ein Kind oder einen Jugendlichen von einer anderen Person wegzunehmen, wenn 
eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert und  

- die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen oder  

- eine familienrichterliche Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann.  

Begrifflich wird „Wegnahme“ synonym mit „Herausnahme“ gewertet. Eine Herausnahme findet statt, wenn ein Kind oder 
Jugendlicher trotz des Widerspruchs seiner Eltern, also gegen ihren Willen, aus einer sein Wohl gefährdenden Situation 
heraus und in die Obhut des Jugendamtes genommen wird. Insofern handelt es sich bei einer Herausnahme um eine 
Inobhutnahme, aber in einer besonderen Form. Diese Form soll auch in der Statistik deutlich werden.  

2.2 Nutzerbedarf 
Mit der Befragung sollen umfassende und zuverlässige statistische Daten über die strukturelle Zusammensetzung des 
Personenkreises der Kinder und Jugendlichen bereitgestellt werden, denen wegen problematischer Lebensverhältnisse 
vom Jugendamt oder von einem kooperierenden freien Träger Obhut gewährt wird. Solche Informationen sollen zur Beant-
wortung aktueller jugendpolitischer Fragestellungen in diesem Bereich beitragen. Sie werden ferner für Zwecke der Ju-
gendpolitik und der Jugendhilfeplanung sowie für die Fortentwicklung des Jugendhilferechts benötigt.  

2.3 Nutzerkonsultation 
Entsprechend den Anforderungen aus Politik, Wissenschaft und Praxis wird u. a. in Zusammenarbeit mit der Arbeitsstelle 
Kinder- und Jugendhilfestatistik an der Universität Dortmund die Kinder- und Jugendhilfestatistik kontinuierlich fachlich 
weiterentwickelt und analysiert.  

3 Methodik 
3.1 Konzept der Datengewinnung 
Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen wird als Sekundärstatistik mittels einer Vollerhebung durchgeführt.  

3.2 Vorbereitung und Durchführung der Datengewinnung 
Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen ist eine dezentrale Statistik. Vom Statistischen Bundesamt werden die 
Erhebungsunterlagen und Aufbereitungsprogramme vorbereitet sowie das Bundesergebnis erstellt. Die Durchführung der 
statistischen Erhebung, die Aufbereitung der Daten und die Veröffentlichung der länderbezogenen Ergebnisse erfolgt bei 
den Statistischen Ämtern der Länder.  

3.3 Datenaufbereitung (einschl. Hochrechnung) 
Die Datenaufbereitung erfolgt über spezielle Aufbereitungsprogramme in den Ländern.  

3.4 Preis- und Saisonbereinigung; andere Analyseverfahren 
Bereinigungverfahren sind nicht erforderlich.  

3.5 Beantwortungsaufwand 
Die Statistik wird als Sekundärstatistik erhoben, bei der vorliegende Verwaltungsdaten statistisch aufbereitet werden. 
Somit findet zum Zwecke der Erhebung der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen keine zusätzliche Belastung von 
Auskunftgebenden statt.  
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4 Genauigkeit und Zuverlässigkeit 
4.1 Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit 
Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen wird jährlich als Vollerhebung bei allen örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe und den Trägern der freien Jugendhilfe durchgeführt.  

Regelmäßige umfangreiche Plausibilitätsprüfungen und Qualitätskontrollen sichern Aussagekraft und Qualität der Ergeb-
nisse.  

4.2 Stichprobenbedingte Fehler 
Da es sich bei der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen um eine Vollerhebung handelt, können stichprobenbe-
dingte Fehler nicht auftreten.  

4.3 Nicht-Stichprobenbedingte Fehler 
Systematische Fehler durch Mängel in der Erfassungs-/Auswahlgrundlage:   

Die Ermittlung der Auskunftspflichtigen (= Jugendämter) gestaltet sich für die Statistischen Ämter der Länder unproblema-
tisch, da die öffentliche Verwaltung nach klaren Strukturen und Zuständigkeiten geregelt ist.  

Zur Ermittlung der Adressen der auskunftpflichtigen Einrichtungen in freier Trägerschaft können sich die Statistischen 
Ämter der Länder gemäß § 102 Abs. 3 SGB VIII an die öffentlichen Träger der Jugendhilfe wenden. Fehler durch Mängel in 
Erfassungs- und Auswahlgrundlage sind weitgehend ausgeschlossen.  

Verzerrungen durch Antwortausfälle auf Ebene der Einheiten und Merkmale:  

Durch die Auskunftspflicht der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie der freien Träger der Jugendhilfe werden 
Ausfälle ganzer Einheiten weitgehend ausgeschlossen.  

Verzerrungen durch Mess- und Aufbereitungsfehler:  

Mess- und Aufbereitungsfehler werden durch umfassende Plausibilitätsprüfungen und enge Abstimmung der zuständigen 
Ämter und Behörden weitgehend ausgeschlossen.  

4.4 Revisionen 
4.4.1 Revisionsgrundsätze 
Bei der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen werden keine vorläufigen Ergebnisse veröffentlicht. Daher gelten ver-
öffentlichte Daten in der Regel als endgültig.  

4.4.2 Revisionsverfahren 
Nicht relevant (siehe (4.4.1).  

4.4.3 Revisionsanalysen 
Nicht relevant (siehe (4.4.1).  

5 Aktualität und Pünktlichkeit 
5.1 Aktualität 
Die Erhebung der vorläufigen Schutzmaßnahmen findet nach Ende des Berichtsjahres durch die zuständigen Stellen statt. 
Spätestens zum 1. Februar des dem Berichtsjahr folgenden Jahres sind die Daten an die jeweiligen Statistischen Ämter der 
Länder weiterzuleiten. Die Bundesergebnisse werden in der Regel 7 Monate nach Ablauf des Erhebungszeitraumes mit 
einer Pressemitteilung vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht. Zeitgleich erfolgt die Veröffentlichung der Daten de-
tailliert im Internet.  

5.2 Pünktlichkeit 
Auf Länderebene erfolgt die Datenveröffentlichung üblicherweise früher. Die geplanten Veröffentlichungstermine werden 
in der Regel eingehalten.  

6 Vergleichbarkeit 
6.1 Räumliche Vergleichbarkeit 
Die Erhebungsmethoden und –abläufe sind in allen Bundesländern und für das gesamte Bundesgebiet einheitlich. Die 
Ergebnisse sind daher räumlich vergleichbar.  

Nach der Bezirksreform in Berlin im Jahr 2001 können die Angaben nicht mehr nach dem Ost- und Westteil der Stadt auf-
gegliedert werden. Der Nachweis der Ergebnisse für das frühere Bundesgebiet und die neuen Länder erfolgt daher ohne 
die Daten von Berlin.  

6.2 Zeitliche Vergleichbarkeit 
Die Ergebnisse können seit 1995 verglichen werden.  
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7 Kohärenz 
7.1 Statistikübergreifende Kohärenz 
Die Erhebungsinhalte aller Teile der Kinder- und Jugendhilfestatistiken sind grundsätzlich so aufeinander abgestimmt, 
dass zusammenhängende Aussagen über einzelne Themenfelder sowie die dazugehörenden Ausgaben möglich sind (wie 
z. B. Anzahl der erzieherischen Hilfen, Situation der Hilfeempfänger und Kosten der Hilfe).  

So ist aus der Statistik der Ausgaben und Einnahmen der Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe ersichtlich, wie 
hoch die Ausgaben der öffentlichen Hand für vorläufige Schutzmaßnahmen sind.  

Weiterhin sind aus der Statistik der der vorläufigen Schutzmaßnahmen weitere Informationen zu Schutzmaßnahmen auf-
grund einer vorangegangenen Gefährdungseinschätzung zu entnehmen.  

7.2 Statistikinterne Kohärenz 
Die Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen weit keine Inkonsistenzen auf und ist somit intern kohärent.  

7.3 Input für andere Statistiken 
Entfällt.  

8 Verbreitung und Kommunikation 
8.1 Verbreitungswege 
Jährlich im Juli wird üblicherweise eine Pressemitteilung über die Ergebnisse der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnah-
men unter http://www.destatis.de veröffentlicht.  

Die Jahresergebnisse der Erhebung werden in elektronischer Form angeboten. Die Publikationen können kostenlos herun-
tergeladen werden unter:  

http://destatis.de/publikationen  

8.2 Methodenpapiere/Dokumentation der Methodik 
./.  

8.3 Richtlinien der Verbreitung 
Die Veröffentlichungstermine der Statistik der vorläufigen Schutzmaßnahmen werden in der öffentlich zugänglichen Ter-
minvorschau für Presseveröffentlichungen festgehalten. Diese Terminvorschau wird jeweils am Freitag 10:00 Uhr MEZ für 
die Folgewoche bekanntgegeben.  

Die Terminvorschau kann eingesehen werden unter:  

http://www.destatis.de >Presse&Service > Presse  

9 Sonstige fachstatistische Hinweise 
./.  
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Statistik der Kinder- und Jugendhilfe

Ansprechperson für Rückfragen 
( freiwillige Angabe )

Name:

Telefon oder E-Mail:

VSM

Bitte beachten Sie bei der Beantwor-
tung der Fragen die Erläuterungen zu 
1  bis 29 in der separaten Unterlage.

Teil I 7: Vorläufige Schutzmaßnahmen 2022
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 Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
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 § 42a SGB VIII  ....................................................... 2

C Angaben zum Kind / Jugendlichen
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Bemerkungen
Zur Vermeidung von Rückfragen unsererseits können Sie  
hier auf besondere Ereignisse und Umstände hinweisen,  
die Einfluss auf Ihre Angaben haben.

D Angaben zur Maßnahme
1 Ständiger Aufenthalt des Kindes oder  
 der / des Jugendlichen vor der Maßnahme ... 6

 bei den Eltern  ................................................... 7

 bei einem Elternteil mit Stiefelternteil  
 oder Partner  .....................................................

 bei allein erziehendem Elternteil 03

 bei Großeltern / Verwandten 04

 in einer Pflegefamilie  ........................................... 05

 bei einer sonstigen Person  ........................... 8 06

 in einem Heim /  
 einer sonstigen betreuten Wohnform  ......... 9 07

 Krankenhaus  
 ( nur direkt nach der Geburt )  ........................ 10 12

 in einer Wohngemeinschaft  ................................ 08

 in einer eigenen Wohnung  .................................. 09

 ohne feste Unterkunft  .................................... 11 10

 unbekannt / keine Angabe möglich  ................... 11

2 Unterbringung während der Maßnahme ...  12

 bei einer geeigneten Person  .............................. 45 1

 in einer geeigneten Einrichtung  ......................... 2

 in einer sonstigen betreuten Wohnform  .......... 3

3 Maßnahme wurde angeregt durch ... 13

 das Kind, die / den Jugendliche / -n selbst  ........ 46 1

 Eltern / Elternteil  ...................................................... 2

 soziale Dienste / Jugendamt ................................ 3

 Polizei / Ordnungsbehörde ................................... 4

 Lehrer / -in, Erzieher / -in  ....................................... 5

 Ärztin / Arzt  .............................................................. 6

 Nachbarn / Verwandte ........................................... 7

 Sonstige  .................................................................. 8
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8 Anlass / Veranlassung der Maßnahme wegen ...
 Bitte alles Zutreffende ankreuzen.

 Integrationsproblemen im Heim /  
 in der Pflegefamilie  ................................................. 54 1

 Überforderung der Eltern / eines Elternteils   18 55 1

 Schul- / Ausbildungsproblemen  ......................  19 56 1

 Anzeichen für Vernachlässigung  ..................  20 57 1

 Delinquenz des Kindes /  
 Straftat der / des Jugendlichen  .......................  21 58 1

 Suchtproblemen des Kindes oder  
 der / des Jugendlichen  ............................................ 59 1

 Anzeichen für körperliche Misshandlung  ....  22 60 1

 Anzeichen für psychische Misshandlung  ....  23 61 1

 Anzeichen für sexuelle Gewalt  ............................ 62 1

 Trennung oder Scheidung der Eltern  ................. 63 1

 Wohnungsproblemen  .......................................  24 64 1

 unbegleiteter Einreise aus dem Ausland  ....  25 65 1

 Beziehungsproblemen  .....................................  26 66 1

 sonstiger Probleme  ................................................ 67 1

9 Die Maßnahme endete mit ...
 Mehrfachnennungen sind möglich.

 Rückkehr zu der / dem  
 Personensorgeberechtigten oder  
 Familienzusammenführung  ............................  27 68 1

 Rückkehr in die Pflegefamilie oder  
 das Heim  .............................................................  28 69 1

 Einleitung stationärer Hilfe zur Erziehung  
 oder stationärer Eingliederungshilfe in  
 einer Pflegefamilie oder einem Heim  
 ( §§ 27, 33 bis 35, 35a, 41 SGB VIII )  ........  29 74 1

 Einleitung ambulanter / teilstationärer  
 Hilfe zur Erziehung oder ambulanter /  
 teilstationärer Eingliederungshilfe  
 ( §§ 27 bis 32, 35, 35a, 41 SGB VIII )  ........  30 73 1

 sonstiger stationärer Hilfe
 ( z. B. Krankenhaus, Psychiatrie )  ..............  31 75 1

 Übernahme durch ein anderes  
 Jugendamt  .........................................................  32 70 1

 Nur für vorläufige Inobhutnahmen  
 ( § 42a SGB VIII ): Übernahme in eine  
 Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII  

durch dasselbe Jugendamt .........................  33 71 1

 Feststellung der Volljährigkeit  
 ( nach § 42f SGB VIII )  .......................................  34 72 1

 keiner der zuvor genannten 
 Antwortmöglichkeiten  ....................................  35 76 1

4 Beginn der Maßnahme  14

 Wochentag

 Montag – Freitag ( ohne Feiertage )  ............. 47 1

 Samstag, Sonntag und Feiertage ................ 2

 In der Zeit von ...

8 – 17 Uhr  ........................................................ 48 1

 17 – 21 Uhr  ........................................................ 2

 21 – 8 Uhr  ........................................................ 3

5 Dauer der Maßnahme 15

 Anzahl der Tage  ..................................... 49-52

6 Unmittelbarer Anlass der Maßnahme 16

 Bitte nur ein Feld ankreuzen.

 Festgestellt an einem jugend- 
 gefährdenden Ort

 nach vorherigem Ausreißen  .......................... 53 1

 ohne vorheriges Ausreißen  ........................... 2

 Sonstiger Zugang

 nach vorherigem Ausreißen  ..........................

 ohne vorheriges Ausreißen  ...........................

7 Durchführung der Maßnahme auf Grund  
 einer vorangegangenen Gefährdungsein- 
 schätzung gem. § 8a Absatz 1 SGB VIII 17

 Ja  .....................................................

 Nein  ..................................................... 2
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Erläuterungen zum Fragebogen

Statistik der Kinder- und Jugendhilfe
Teil I 7: Vorläufige Schutzmaßnahmen 2022

Abgrenzung des Erhebungsbereichs
Die Erhebung erstreckt sich auf alle in einem Kalenderjahr 
beendeten vorläufigen Schutzmaßnahmen für Kinder und 
Jugendliche nach § 42 oder § 42a SGB VIII ( Vorläufige Schutz-
maßnahmen ). Hierzu zählen auch alle vorläufigen Schutz-
maßnahmen nach unbegleiteter Einreise aus dem Ausland, die 
durch eine Altersfeststellung ( nach § 42f gegebenenfalls i. V .m. 
§ 42 SGB VIII ) beendet wurden.

Meldung zur Statistik
Für jede beendete Maßnahme ist ein Fragebogen „Vorläufige 
Schutzmaßnahmen“ auszufüllen und unmittelbar, die Meldung 
für Dezember spätestens bis zum 1. Februar des dem Be-
richtsjahr folgenden Jahres dem zuständigen statistischen  
Amt zu übersenden.
Das örtlich zuständige Jugendamt meldet die Maßnahme auch 
in den Fällen, in denen es die Maßnahme einem anerkannten 
Träger der freien Jugendhilfe zur Ausführung übertragen hat.

 Art des ( durchführenden ) Trägers der Maßnahme
 Hier ist der Träger anzugeben, der die Maßnahme durch-

geführt hat. In den Fällen, in denen das Jugendamt einem 
freien Träger die Maßnahme übertragen hat, ist dieser  
Träger anzugeben.

 Art der Maßnahme
Eine Inobhutnahme ist die vorläufige Unterbringung von 
Kindern oder Jugendlichen durch das Jugendamt.

 Für die Statistikmeldung wird nach der Art der vorläufigen 
Schutzmaßnahme unterschieden. Hier soll angegeben  
werden, ob es sich um eine Inobhutnahme von Kindern 
oder Jugendlichen nach § 42 SGB VIII oder um eine vor-
läufige Inobhutnahme nach § 42a SGB VIII handelt.  
Letztere ist für ausländische Kinder oder Jugendliche nach 
unbegleiteter Einreise nach Deutschland anzugeben.

 Geschlecht des Kindes oder der / des Jugendlichen 
(nach Geburtenregister)

 Das Geschlecht ist so anzugeben, wie es im Geburten-
register erfasst ist. Die Antwortmöglichkeit „divers“ oder 
„ohne Angabe“ ist nur dann auszuwählen, wenn im 
Geburten register „divers“ oder „ohne Angabe“ eingetragen 
ist. „Ohne Angabe“ ist also keine Antwortoption, um in 
 dieser Erhebung keine Antwort zum Geschlecht zu geben.

 Alter des Kindes oder der / des Jugendlichen zu Beginn 
der Maßnahme ( notfalls geschätzt )

 Ist zu Beginn der Maßnahme das genaue Alter nicht  
bekannt, reicht eine sorgfältige Schätzung aus. Das gilt  
insbesondere für Inobhutnahmen nach unbegleiteter  
Einreise ( §§ 42a und ggf. 42 Absatz 1 Nummer 3 SGB 
VIII ). Kommt eine Altersfeststellung ( nach § 42f SGB VIII ) 
im Verlauf der Inobhutnahme zu dem Ergebnis, dass der  
junge Mensch bereits volljährig ist, geben Sie dies bitte  
unter D9 „Maßnahme endet mit...“ an. Eine nachträgliche  
Korrektur der Altersgruppe unter C2 ist nicht vorgesehen.

 Migrationshintergrund
 Bei ausländischer Herkunft mindestens eines Elternteils 

ist anzugeben, ob die Mutter und / oder der Vater der / des 
Minderjährigen aus dem Ausland stammen. Hierbei ist die 
aktuelle Staatsangehörigkeit der Eltern nicht maßgeblich. 
Leben die Eltern nicht mehr zusammen ( Trennung, Schei-
dung, Verwitwung ), ist für die Angabe nur die Situation des 
Elternteils zu berücksichtigen, bei dem das Kind lebt. Im 
Falle einer neuen Partnerschaft des Elternteils, bei dem 
das Kind lebt, soll die Situation des neuen Partners mit  
berücksichtigt werden.

Beispiele:
Die Eltern sind als Aussiedler aus Russland mit  
deutscher Staatsangehörigkeit nach Deutschland  
gekommen. In dem Fall ist „Ja“ anzugeben.
Die Eltern sind aus der Türkei nach Deutschland ge-
kommen und haben die deutsche Staatsbürgerschaft 
angenommen. In diesem Fall ist „Ja“ anzugeben
Die Eltern sind in Deutschland geboren und auf - 
ge wachsen und haben die italienische Staatsan- 
gehörig keit ( „Migranten der zweiten oder der dritten 
Genera tion“ ). In diesem Fall ist „Nein“ anzugeben.

 Ständiger Aufenthalt des Kindes oder  
der / des Jugendlichen vor der Maßnahme
Hierunter ist der Aufenthalt zu verstehen, an dem die  
Problemsituation bestanden hat, die zu der Inobhut- 
nahme führte.
Unmittelbar vor einer Inobhutnahme kann sich das Kind 
oder die / der Jugendliche außerhalb seiner gewohnten  
Umgebung, z. B. an einem jugendgefährdenden Ort,  
aufgehalten haben. In diesem Fall ist nicht dieser Ort,  
sondern der Ort des vorausgehenden längeren Aufent-
halts anzugeben.
Bei vorläufigen Inobhutnahmen aufgrund einer unbe- 
gleiteten Einreise aus dem Ausland ( nach § 42a SGB VIII ) 
gilt der ständige Aufenthalt vor Eintritt der Gefährdungs-
lage. Bei minderjährigen Flüchtlingen ist das in der Regel 
die Situation im Herkunftsland ( nicht die vorübergehende 
Fluchtsituation ). Dies trifft in der Regel auch auf Minder-
jährige zu, die erst auf der Flucht von ihren Personensorge- 
oder Erziehungsberechtigten getrennt wurden, da hier der 
ständige Aufenthalt anzugeben ist und keine Übergangs-
situationen. Können Minderjährige keine Angaben zum 
Aufenthalt vor der Schutzmaßnahme machen, weil ihnen 
die dazu nötigen Kenntnisse fehlen, so ist „unbekannt /  
keine Angabe möglich“ auszuwählen.
Bei „regulären“ Inobhutnahmen aufgrund einer unbe-
gleiteten Einreise aus dem Ausland ( nach § 42 Absatz 1 
Nummer 3 SGB VIII ) gilt der ständige Aufenthalt während 
der vorausgegangenen, vorläufigen Inobhutnahme. In 
der Regel kommen dafür eine geeignete Person, eine ge-
eignete Einrichtung oder eine sonstige betreute Wohnform 
in Betracht.
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Als Eltern gelten auch Adoptiveltern, jedoch nicht  
Pflegeeltern. In diesem Fall ist „Pflegefamilie” anzu geben. 

 „Bei einer sonstigen Person”: Hierzu zählen z. B.  
Bekannte, Freunde.

Zu Heimen gehören auch heilpädagogische und  
therapeutische Heime. „Sonstige betreute Wohnformen”
sind pädagogisch betreute Wohngruppen von Heimen,  
pädagogisch betreute selbstständige Wohngemein-
schaften sowie eigene Wohnungen, sofern die Unter- 
bringung durch das Jugendamt (z. B. als Hilfe zur 
 Erziehung) erfolgt ist. Ansonsten sind die jeweils 
 zutreffenden Felder („in einer Wohngemeinschaft“  oder   
„in einer eigenen Wohnung“) anzukreuzen.

 „Krankenhaus“ ist nur dann anzugeben, wenn die Inob-
hutnahme direkt an die Geburt des Kindes anschließt ( z. B. 
bei einer anonymen Geburt / Abgabe eines Säuglings über 
Babyklappe / Babyfenster ).

 „Ohne feste Unterkunft”: z.B. Straßenkinder, Trebe- 
gänger, nicht sesshafte Kinder / Jugendliche

 Unterbringung während der Maßnahme
 Hier ist anzugeben, wo das Kind oder die / der Jugendliche 

während der Maßnahme untergebracht wurde.
– Eine geeignete Einrichtung liegt vor, wenn für die  

Unterbringung des Kindes oder Jugendlichen geson-
derte Gebäude oder Räume genutzt werden und für die 
Unterbringung sowie Betreuung eine Betriebserlaubnis 
nach § 45 Absatz 1 SGB VIII vorliegt. Nach § 42 Absatz 1 
Satz 2 SGB VIII ist eine Unterbringung von Kindern bzw. 
Jugendlichen ohne eine sozialpädagogische Betreuung 
in Hotelzimmern, Jugendherbergen zwar nicht ausge-
schlossen, könnte aber zu einer weiteren Kindeswohl-
gefährdung führen. Das gilt auch für die Unterbringung 
unbegleitet eingereister Kinder oder Jugendlicher in  
Einrichtungen für Asylbewerber / Erstaufnahmeeinrich-
tungen für erwachsene Ausländer. Falls Kinder oder  
Jugendliche in solchen Fällen dort bei oder gemeinsam 
mit Verwandten oder Bekannten untergebracht wurden, 
ist „bei einer geeigneten Person“ anzugeben.

 Maßnahme wurde angeregt durch
Angegeben werden soll diejenige Stelle oder Person, die 
das Jugendamt oder den freien Träger zuerst auf die  
Problemsituation aufmerksam gemacht hat. Dies kann 
telefonisch, schriftlich oder durch persönliche Kontakt-
aufnahme geschehen sein. Wird eine Minderjährige / ein 
Minderjähriger auf Grund einer vorangegangenen Gefähr-
dungseinschätzung nach § 8a Absatz 1 SGB VIII in Obhut 
genommen, wird die vorläufige Schutzmaßnahme durch 
das Jugendamt ( bzw. ASD ) angeregt.

 Unter „Ordnungsbehörde” ist z. B. auch die Gewerbeauf-
sicht zu verstehen. Zu „Sonstige” zählen z. B. Pflegeeltern 
oder andere Personensorgeberechtigte ( Vormund, Pfleger ) 
oder Freunde.

 Beginn der Maßnahme
 Für den Beginn der Maßnahme ist der Zeitpunkt des  

Tätigwerdens der die Inobhutnahme zur Statistik melden-
den Stelle maßgebend. Hier sind sowohl der Tag als  
auch die Tageszeit anzugeben.

 Dauer der Maßnahme in Tagen 
 Eine nur stundenweise Inobhutnahme ist als voller Tag zu 

melden. Die Tage, an denen die Maßnahme beginnt bzw. 
endet, sind jeweils als volle Tage in die Berechnung der 
Dauer einzubeziehen.

 Anlass der Maßnahme
Anzugeben ist der unmittelbare Anlass, der zur vorläufigen 
Schutzmaßnahme geführt hat, wobei zwischen der Fest-
stellung an einem jugendgefährdenden Ort und sonstigen 
Zugangsarten unterschieden wird.
Festgestellt an einem jugendgefährdenden Ort 
Jugendgefährdend ist ein Ort, wenn Kindern oder Jugend-
lichen dort unmittelbare Gefahren für ihr körperliches, 
geistiges oder seelisches Wohl drohen. Als jugendgefähr-
dende Orte gelten z. B. Vergnügungsbetriebe bzw. Plätze, 
die der Prostitution oder dem Drogenhandel dienen.
Sonstiger Zugang 
Als solcher zählen unter anderem die Fälle, in denen 
Kinder / Jugendliche selbst um Inobhutnahme bitten.

 „Ausreißen” ist das eigenmächtige Sich-Entfernen des 
Kindes oder Jugendlichen vom Personensorgeberech-
tigten, aus einer Pflegefamilie oder einem Heim oder  
einer ähnlichen Einrichtung.

 Durchführung der Maßnahme auf Grund einer  
vorangegangenen Gefährdungseinschätzung  
nach § 8a Absatz 1 SGB VIII
Wurde die vorläufige Schutzmaßnahme auf Grund eines 
Verfahrens zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
entsprechend § 8a SGB VIII durchgeführt, ist dies hier  

Statistikrelevant sind nur Gefährdungseinschätzungen, 
wenn sie unmittelbar vor der In obhutnahme durchgeführt 
wurden und diese begründen; spätere Gefährdungsein-
schätzungen im Zuge oder am Ende der Maßnahme zählen 
hier nicht. Da der Gesetzgeber bei vorläufigen Inobhutnah-
men ( nach § 42a SGB VIII ) von vornherein ohne weitere 
Prüfung eine latente Gefahr für das Wohl unbegleiteter 
Kinder oder Jugendlicher unterstellt, sind Gefährdungsein-
schätzungen nach § 8a SGB VIII bei diesen Fällen nicht 
mehr gesondert anzugeben.

 Überforderung der Eltern / eines Elternteils 
Symptome hierfür sind unter anderem
– vielfältige Formen individueller und sozialer Not,
– Erziehungsunsicherheit oder -unfähigkeit der Eltern, 

insbesondere in problemanfälligen Lebensphasen 
ihrer Kinder,

– psychische Auffälligkeiten / Erkrankungen der Eltern 
und / oder der Kinder,

– Suchtverhalten der Eltern,
– Gewalt in der Familie.

 Schul- / Ausbildungsprobleme 
sind insbesondere individuell bedingte Lern- und  
Leistungsschwierigkeiten.
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 Anzeichen für Vernachlässigung 
Unter Vernachlässigung versteht man die anhaltende 
oder wiederholte Unterlassung fürsorglichen Handelns der  
sorgeverantwortlichen Personen ( Eltern oder andere Be-
treuungspersonen ). Vernachlässigung kann auf er- 
zieherischer oder körperlicher Ebene erfolgen, z. B.  
fehlende erzieherische Einflussnahme bei unregelmäßigem 
Schulbesuch oder unzureichende Pflege und Versorgung 
des Kindes z. B. mit Nahrung, sauberer Kleidung oder  
Hygiene.

 Delinquenz des Kindes /  
Straftat der / des Jugendlichen
betrifft delinquentes Verhalten von Kindern unter  
14 Jahren und Straftaten von Jugendlichen, die das  
14. Lebensjahr vollendet haben.

 Anzeichen für körperliche Misshandlung
Zu körperlicher Misshandlung zählen Handlungen der  
Eltern oder anderer Betreuungspersonen, die durch An-
wendung von körperlichem Zwang oder Gewalt vorher-
sehbar erhebliche physische oder seelische Beeinträchti-
gungen des jungen Menschen und seiner Entwicklung zur 
Folge haben können.

 Anzeichen für psychische Misshandlung
 Psychische Misshandlung umfasst feindselige, ab-

weisende oder ignorierende Verhaltensweisen der Eltern 
oder anderer Bezugspersonen sofern sie fester Bestandteil 
der Erziehung sind. Dazu gehört z. B. die feindselige Ab-
lehnung des Kindes, das Anhalten / Zwingen des Kindes zu 
strafbarem Verhalten, das Isolieren des Kindes vor sozialen 
Kontakten oder das Verweigern von emotionaler Zu- 
wendung. Eine weitere Fallgruppe der psychischen Miss-
handlung sind Minderjährige, die wiederholt massive  
Formen der Partnergewalt in der Familie erleben oder eine 
gezielte Entfremdung von einem Elternteil erfahren.

 Wohnungsprobleme 
Wohnungsprobleme umfassen unzureichende Wohnver-
hältnisse, Nichtsesshaftigkeit bzw. Obdachlosigkeit, Trebe.

 Unbegleitete Einreise aus dem Ausland
ist anzugeben, wenn das Kind oder die / der Jugendliche  
bei der Einreise nach Deutschland ohne Begleitung durch 
Personensorgeberechtigte in Obhut genommen wurde.
Hierzu zählt nicht das Ausreißen von den Eltern während 
einer gemeinsamen Urlaubsreise im Ausland.

 Beziehungsprobleme
können z. B. im Erziehungsgeschehen zwischen Kind  
und Eltern, im Verhältnis der Eltern zueinander oder im 
Verhältnis zur sozialen Umwelt allgemein auftreten.

 Rückkehr zu Personensorgeberechtigten / Familien-
zusammenführung

 Familienzusammenführung meint hier die Zusammen-
führung des Kindes mit einer verwandten Person im  
In- oder Ausland nach § 42a Absatz 5 SGB VIII.

 Rückkehr in die Pflegefamilie oder das Heim
Hierzu zählen alle stationären Hilfen zur Erziehung nach  
§§ 27, 33 bis 35 und 35a SGB VIII, die unmittelbar vor der 
Inobhutnahme bereits bestanden haben und in die das Kind 
bzw. die / der Jugendliche zurückgeführt wird ( Pflegefamilie, 
Heim, sonstige betreute Wohnform ). Erhält das Kind oder 
die / der Jugendliche dagegen eine stationäre Hilfe in einer 
anderen Familie oder Einrichtung als zuvor, ist „Einleitung 
stationärer Hilfe zur Erziehung oder stationärer Eingliede-
rungshilfe in einer Pflegefamilie oder einem Heim ( §§ 27, 33 
bis 35, 35a, 41 SGB VIII )“ anzugeben.

 Einleitung stationärer Hilfe zur Erziehung / stationärer 
Eingliederungshilfe ( §§ 27, 33 bis 35, 35a, 41 SGB VIII )
Hierunter fallen alle im Anschluss an die Inobhutnahme neu 
eingeleiteten Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach 
§§ 27, 33 bis 35 und 35a SGB VIII ( Pflegefamilie, Heim, 
sonstige betreute Wohnform ). Darin sind gegebenenfalls 
auch stationäre Hilfen für junge Volljährige nach §§ 27, 33 
bis 35, 35a und 41 SGB VIII eingeschlossen ( z. B. wenn 
eine vorläufige Inobhutnahme durch eine Altersfeststellung 
beendet wurde ). Ausgenommen davon sind stationäre 
Maßnahmen, die weder eine Hilfe zur Erziehung, noch eine 
Eingliederungshilfe oder eine Hilfe für junge Volljährige 
nach dem SGB VIII darstellen ( z. B. Aufenthalte in Kranken-
häusern, Psychiatrien, Rehabilitationseinrichtungen ).

 Einleitung ambulanter / teilstationärer Hilfe zur Erzie-
hung oder ambulanter / teilstationärer Eingliederungs-
hilfe ( §§ 27 bis 32, 35, 35a, 41 SGB VIII )
Dies sind alle neu eingeleiteten Hilfen nach §§ 27 bis 32, 
35, 35a SGB VIII. Darin sind gegebenenfalls auch ambu-
lante / teilstationäre Hilfen für junge Volljährige nach §§ 27 
bis 32, 35, 35a und 41 SGB VIII eingeschlossen ( z. B. wenn 
eine vorläufige Inobhutnahme durch eine Altersfeststellung 
beendet wurde ).

 sonstige stationäre Hilfe
Dazu gehören stationäre Aufenthalte in Krankenhäusern, 
Psychiatrien oder Rehabilitationseinrichtungen. Einge-
schlossen sind auch sämtliche Hilfen nach dem SGB XII, 
wie Eingliederungshilfen für behinderte Menschen oder 
Personen in besonderen sozialen Schwierigkeiten. Ausge-
nommen davon sind stationäre Hilfen nach §§ 27, 33 bis 35, 
35a, 41 SGB VIII.

 Übernahme durch ein anderes Jugendamt
Gemeint ist die Übernahme durch ein anderes Jugendamt 
aufgrund eines Zuständigkeitswechsels. Das schließt auch 
alle vorläufigen Inobhutnahmen ( § 42a SGB VIII ) ein, die 
aufgrund einer Zuweisungsentscheidung in einem anderen 
Jugendamt in eine „reguläre“ Inobhutnahme ( nach § 42  
Absatz 1 Nummer 3 SGB VIII ) überführt werden.

 Nur für vorläufige Inobhutnahmen: Übernahme in eine 
Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII durch dasselbe  
Jugendamt 
Hierzu zählen nur vorläufige Inobhutnahmen ( § 42a SGB 
VIII ), wenn sie im selben Jugendamt in eine „reguläre“ 
Inobhutnahme ( nach § 42 Absatz 1 Nummer 3 SGB VIII ) 
überführt werden. Ist mit der Übernahme ein Zuständig-
keitswechsel verbunden, geben Sie den Fall bitte bei „Über-
nahme durch ein anderes Jugendamt“ an.
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 Feststellung der Volljährigkeit ( nach § 42f SGB VIII )
Hierzu zählen alle vorläufigen Inobhutnahmen nach un-
begleiteter Einreise ( § 42a SGB VIII ), sofern sie aufgrund 
einer Altersfeststellung beendet oder abgelehnt wurden 
( § 42f SGB VIII ). Ebenfalls dazu zählen alle „regulären“ 
Inobhutnahmen nach unbegleiteter Einreise ( § 42 Absatz 1 
Nummer 3 SGB VIII ), sofern sie aufgrund einer Altersfest-
stellung beendet oder abgelehnt wurden ( § 42 i. V. m. § 42f 
SGB VIII ). Nicht eingeschlossen sind in dieser Antwort-
kategorie Inobhutnahmen, die beendet wurden, weil der 
junge Mensch im Verlauf der Maßnahme das 18. Lebens-
jahr erreicht hat. Wurde die Inobhutnahme aufgrund einer 
Feststellung der Volljährigkeit ( nach § 42f SGB VIII ) been-
det, so ist nicht vorgesehen, nachträglich die Altersangabe 
( Frage C2 ) zu korrigieren.

 keiner der zuvor genannten Antwortmöglichkeiten
Bitte nur angeben, wenn eine andere als die zuvor genann-
ten Antwortmöglichkeiten zutrifft, z. B. bei eigenmächtigem 
Entfernen, der Unterbringung in einer Jugendvollzugs-
anstalt, einer Übergabe an die Polizei oder Abschiebungen 
ins Ausland.

34

35

Mus
te

r



Seite 1VSM

Statistik der Kinder- und Jugendhilfe
Teil I 7: Vorläufige Schutzmaßnahmen 2022

VSM
Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz (B Stat G)1 

1 

2 

Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden Sie  
unter https://www.gesetze-im-internet.de/.

und nach 
der Datenschutz-Grundverordnung (E U) 2016/679 (D S-G V O)2

Die Rechtsakte der E U in der jeweils geltenden Fassung und in deutscher Sprache finden Sie auf der 
 Internetseite des Amtes für Veröffentlichungen der Europäischen Union unter https://eur-lex.europa.eu/.

Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Über vorläufige Schutzmaßnahmen nach § 42 oder § 42a S G B V I I I wird 
eine jährliche  Totalerhebung durchgeführt. Erfasst werden alle in einem 
 Kalenderjahr beendeten  Maßnahmen zum vorläufigen Schutz von Kindern 
und Jugendlichen. 

Aus der Statistik sollen Erkenntnisse über die strukturelle Zusammensetzung 
des  Personenkreises der Kinder und Jugendlichen gewonnen werden, denen 
wegen  problematischer Lebensverhältnisse vom Jugendamt oder von einem 
kooperierenden freien Träger Obhut gewährt wird. Solche Informationen 
 sollen zur  Beantwortung  aktueller jugendpolitischer Fragestellungen in  diesem 
Bereich beitragen. Sie  werden  ferner für Zwecke der Jugendpolitik und der 
Jugendhilfeplanung sowie für die  Fortentwicklung des Jugendhilferechts 
 benötigt.

Rechtsgrundlagen, Auskunftspflicht
Rechtsgrundlage ist das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugend-
hilfe (S G B V I I I) in Verbindung mit dem B Stat G.

Erhoben werden die Angaben zu § 99 Absatz 2 S G B V I I I.

Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 102 Absatz 1 Satz 1 S G B V I I I in 
 Verbindung mit § 15 B Stat G. Nach § 102 Absatz 2 Nummer 1 S G B V I I I sind 
die örtlichen Träger der  Jugendhilfe auskunftspflichtig. 

Nach § 11a Absatz 1 B Stat G sind Stellen, die Aufgaben der öffentlichen 
 Verwaltung  wahrnehmen und bereits standardisierte elektronische Ver-
fahren nutzen,  verpflichtet, diese auch für die Übermittlung von Daten an die 
 statistischen Ämter zu  verwenden.  Soweit diese Stellen keine standardisierten 
 Verfahren für den Datenaustausch  einsetzen, sind elektronische Verfahren 
nach Absprache mit den statistischen Ämtern zu  verwenden.

Nach § 15 Absatz 7 B Stat G haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
die  Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung.

Die Grundlage für die Verarbeitung der von Ihnen freiwillig gemachten 
 Angaben (Name und Kontaktdaten der für Rückfragen zur Verfügung stehen-
den Person) ist die Einwilligung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a D S-G V O.

Soweit die Erteilung der Auskunft freiwillig ist, kann die Einwilligung in die Ver-
arbeitung der freiwillig bereitgestellten Angaben jederzeit widerrufen werden. 
Der Widerruf wirkt erst für die Zukunft. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf 
erfolgt sind, sind davon nicht betroffen.

Verantwortlicher
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist das für Ihr Bundesland 
 zuständige Statistische Amt. Die Kontaktdaten finden Sie unter https://www.
statistikportal.de/de/statistische-aemter.

Mus
te

r
Rechtsgrundlage ist das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugend-

Mus
te

r
Rechtsgrundlage ist das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugend-

Erhoben werden die Angaben zu § 99 Absatz 2 S G B V I I I.

Mus
te

r
Erhoben werden die Angaben zu § 99 Absatz 2 S G B V I I I.

Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 102 Absatz 1 Satz 1 S G B V I I I in 

Mus
te

r
Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 102 Absatz 1 Satz 1 S G B V I I I in 
 Verbindung mit § 15 B Stat G. Nach § 102 Absatz 2 Nummer 1 S G B V I I I sind 

Mus
te

r
 Verbindung mit § 15 B Stat G. Nach § 102 Absatz 2 Nummer 1 S G B V I I I sind 
die örtlichen Träger der  Jugendhilfe auskunftspflichtig. 

Mus
te

r
die örtlichen Träger der  Jugendhilfe auskunftspflichtig. 

Nach § 11a Absatz 1 B Stat G sind Stellen, die Aufgaben der öffentlichen 

Mus
te

r
Nach § 11a Absatz 1 B Stat G sind Stellen, die Aufgaben der öffentlichen 
 Verwaltung  wahrnehmen und bereits standardisierte elektronische Ver-

Mus
te

r
 Verwaltung  wahrnehmen und bereits standardisierte elektronische Ver-
fahren nutzen,  verpflichtet, diese auch für die Übermittlung von Daten an die 

Mus
te

r
fahren nutzen,  verpflichtet, diese auch für die Übermittlung von Daten an die 
 statistischen Ämter zu  verwenden.  Soweit diese Stellen keine standardisierten 

Mus
te

r
 statistischen Ämter zu  verwenden.  Soweit diese Stellen keine standardisierten 
 Verfahren für den Datenaustausch  einsetzen, sind elektronische Verfahren 

Mus
te

r
 Verfahren für den Datenaustausch  einsetzen, sind elektronische Verfahren 
nach Absprache mit den statistischen Ämtern zu  verwenden.

Mus
te

r
nach Absprache mit den statistischen Ämtern zu  verwenden.

Nach § 15 Absatz 7 B Stat G haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Mus
te

r
Nach § 15 Absatz 7 B Stat G haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
die  Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung.Mus

te
r

die  Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung.

Die Grundlage für die Verarbeitung der von Ihnen freiwillig gemachten Mus
te

r

Die Grundlage für die Verarbeitung der von Ihnen freiwillig gemachten 
 Angaben (Name und Kontaktdaten der für Rückfragen zur Verfügung stehen-Mus

te
r

 Angaben (Name und Kontaktdaten der für Rückfragen zur Verfügung stehen-
den Person) ist die Einwilligung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a D S-G V O.Mus

te
r

den Person) ist die Einwilligung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a D S-G V O.

Soweit die Erteilung der Auskunft freiwillig ist, kann die Einwilligung in die Ver-Mus
te

r

Soweit die Erteilung der Auskunft freiwillig ist, kann die Einwilligung in die Ver-



VSMSeite 2

Geheimhaltung
Die Geheimhaltung der erhobenen Einzelangaben richtet sich nach § 16 
B Stat G.

Hilfsmerkmale, Ordnungsnummer, Löschung
Name und Anschrift der auskunftgebenden Stelle, Name und Kontaktdaten 
der für Rückfragen zur Verfügung stehenden Person und die Kennnummer 
der Einrichtung sowie die Kennnummer, die von der Hilfe leistenden Stelle 
für jede zu meldende (minderjährige) Person frei vergeben wird, sind Hilfs-
merkmale, die  lediglich der technischen Durchführung der  Erhebung dienen. 
Sie werden nach  Abschluss der Überprüfung der Erhe bungs- und Hilfsmerk-
male auf ihre Schlüssigkeit und Vollständigkeit gelöscht. Angaben zu den 
 Erhebungsmerkmalen werden solange verarbeitet und  gespeichert, wie dies 
für die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen  erforderlich ist.

Die vom statistischen Amt vergebene Ordnungsnummer dient der Unterschei-
dung der in die Erhebung einbezogenen Einrichtungen sowie der rationellen 
Aufbereitung der  Erhebung. Sie besteht aus einem Regionalschlüssel für das 
jeweilige Bundesland, den jeweiligen Kreis und die jeweilige Gemeinde sowie 
einer frei vergebenen laufenden  Nummer.

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftragten, 
Recht auf Beschwerde
Die Auskunftgebenden, deren personenbezogene Angaben verarbeitet 
 wer den, können

 – eine Auskunft nach Artikel 15 D S-G V O,
 – die Berichtigung nach Artikel 16 D S-G V O,
 – die Löschung nach Artikel 17 D S-G V O sowie
 – die Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 D S-G V O

der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Angaben beantragen oder 
der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Angaben nach Artikel 21 D S-G V O 
widersprechen.

Die Betroffenenrechte können gegenüber jedem zuständigen Verant wortlichen 
geltend gemacht werden.

Sollte von den oben genannten Rechten Gebrauch gemacht werden, prüft 
die zuständige öffentliche Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür 
erfüllt sind. Die antrag stellende Person wird gegebenenfalls aufgefordert, ihre 
Identität nachzuweisen, bevor weitere Maßnahmen ergriffen werden.

Fragen und Beschwerden über die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
 Bestimmungen können jederzeit an die behördliche Datenschutzbeauftragte 
oder den  behördlichen Datenschutzbeauftragten der verantwortlichen Statis-
tischen Ämter oder an die jeweils zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde 
gerichtet werden (Artikel 77 D S-G V O). Deren  Kontaktdaten finden Sie unter 
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz.Mus
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JH1_705-2020-TYP 
 

.BASE-Bereich: Jugendhilfe   

.BASE-Projekt: Teil-1-Bogen7-Tab2019  

.BASE-Programm: - 
 
Verantwortlich:  StBA Stand:  01/2021 
Ansprechpartner: Hagemann Datum:  15.01.2021 
    

 

Statistik der Jugendhilfe - Teil I 
7 Vorläufige Schutzmaßnahmen 
 
Statistikidentifikator: - 
EVAS-Nummer: - 
Berichtszeit: ab 2020 
 
 
Satzformat:  fest 
Satzlänge:  63 
 
 
Datensatz-Nr. / -Name: ASP-JH701 
- laut Ersteller: - 
 
 
Materialbezeichnung(en): Sortierung (Ordnungsfelder): Archivierungsdauer  

(in Jahren): 
 

JH705-T -  
 
 
 
Beschreibung:  
- 
 
 
Kommentar:   
JH705-T - typisierter Exportdatensatz 

 



Datensatzbeschreibung  
   
.BASE-DSB-Name:  ASP-Name: ASP-B-JH-701 
    JH1_705-2020-TYP Präfix: - 
Datensatz-Nr./-Name:   
    ASP-JH701   
   

CSV-
Nr. Feldbezeichnung 

Satzstellen 
Feldformat 

intern*) 
 

Inhalt / Bemerkungen 
   von    -    bis Anzahl 

 

Stand: 01/2021  Datum: 15.01.2021  Seite 2 von 5 
 

 1 STATUS 1   1 ALN Stand der Exportdatei  
       V = vorläufig  
       E = endgültig  

 2 BJAHR 2 - 5 4 ALN Berichtsjahr  
         

 3 BA 6   1 ALN  Bogenart = E  
         
        Identifikation  
       ----------------  
 EF1 7 - 17 11 STR Gemeinde mit Gemeindeteil  
 EF1UG1 7 - 14 8 STR Untergruppe1: Gemeinde (Land,Reg.Bez.,Kreis,Gemeinde)  
 EF1UG2 7 - 11 5 STR Untergruppe2: Kreis(Land,Reg.Bez,Kreis)  
 EF1UG3 7 - 9 3 STR Untergruppe3: Reg.Bez (Land,Reg.Bez)   

 4 EF1U1 7 - 8 2 ALN Land  
 5 EF1U2 9   1 ALN Regierungsbezirk  
 6 EF1U3 10 - 11 2 ALN Kreis  
 7 EF1U4 12 - 14 3 ALN Gemeinde  
 8 EF1U5 15 - 17 3 ALN Gemeindeteil  
         

 9 EF2 18 - 22 5 NOV05K00 Lfd. Nr.  
         
                  Erhebungsmerkmale  
       --------------------------------------  

 10 EF3 23   1 ALN  Art des Trägers  
          - 1 = Träger der öffentlichen Jugendhilfe  
          - 2 = Träger der freien Jugendhilfe  
         

 11 EF4 24   1 ALN ab 2017:  
        Art der Maßnahme  
        1 = Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII   
        2 = Vorläufige Inobhutnahme nach § 42 a SGB VIII  
         
        Angaben zum Kind oder Jugendlichen  

 12 EF5 25   1 ALN  Geschlecht (typisiert)  
          - 1 = männlich  
          - 2 = weiblich  
         

 13 EF5-ORIG 26   1 ALN  Geschlecht  
          - 1 = männlich  
          - 2 = weiblich  
          - 7 = ohne Angabe    
          - 3 = divers  
         

 14 EF6 27   1 ALN  Alter  
          - 1 =        unter  3 Jahren  
          - 2 =  3 bis unter  6 Jahren  
          - 3 =  6 bis unter  9 Jahren  
          - 4 =  9 bis unter 12 Jahren  
          - 5 = 12 bis unter 14 Jahren  
          - 6 = 14 bis unter 16 Jahren  
          - 7 = 16 bis unter 18 Jahren  
         

 15 EF7 28   1 ALN  Migrationshintergrund  
          - 1 = ja  
          - 2 = nein  

 16 EF8 29 - 30 2 ALN  Ständiger Aufenthalt vor der Maßnahme  
          - 01 = bei den Eltern  
          - 02 = bei einem Elternteil  
                 mit Stiefelternteil oder Partner  
          - 03 = bei alleinerziehendem Elternteil  
          - 04 = bei Großeltern/Verwandten  
          - 05 = in einer Pflegefamilie  
          - 06 = bei einer sonstigen Person  
          - 07 = in einem Heim/einer sonstigen  

*)  Bedeutung der Feldformate: siehe Seite 5   
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                 betreuten Wohnform  
          - 08 = in einer Wohngemeinschaft  
          - 09 = in eigener Wohnung  
          - 10 = ohne feste Unterkunft  
          - 11 = an unbekanntem Ort  
          - 12 = Krankenhaus (nach der Geburt)  
         
        Angaben zur Maßnahme  

 17 EF9 31   1 ALN  Unterbringung während der Maßnahme  
          - 1 = bei einer geeigneten Person  
          - 2 = in einer Einrichtung  
          - 3 = in einer sonstigen betreuten Wohnform  
         

 18 EF10 32   1 ALN  Maßnahme wurde angeregt durch:  
          - 1 = Kind/Jugendlichen selbst  
          - 2 = Eltern/Elternteil  
          - 3 = soziale Dienste/Jugendamt  
          - 4 = Polizei/Ordnungsbehörde  
          - 5 = Lehrer/in/Erzieher/in  
          - 6 = Arzt/Ärztin  
          - 7 = Nachbarn/Verwandte  
          - 8 = Sonstige  
         

 19 EF11 33   1 ALN  Beginn der Maßnahme (Tag)  
          - 1 = montags bis freitags  
          - 2 = samstags, sonntags, feiertags  

 20 EF12 34   1 ALN  Beginn der Maßnahme (Uhrzeit)  
          - 1 = in der Zeit von  8 - 17 Uhr  
          - 2 = in der Zeit von 17 - 21 Uhr  
          - 3 = in der Zeit von 21 -  8 Uhr  

 21 EF13 35 - 38 4 NOV04K00  Dauer der Maßnahme in Tagen  
         
        Anlaß der Maßnahme  

 22 EF14 39   1 ALN  Festgestellt an einem jugendgefährdenden Ort  
          - 1 = nach vorherigem Ausreißen  
          - 2 = ohne vorheriges Ausreißen  
        Sonstiger Zugang  
          - 3 = nach vorherigem Ausreißen  
          - 4 = ohne vorheriges Ausreißen  
         
        Grund der Maßnahme (max. 2 Möglichkeiten)  
           1 = ja, sonst leer  

 23 EF15 40   1 ALN   - Integrationsprobleme im Heim/Pflegefamilie  
 24 EF16 41   1 ALN   - Überforderung der Eltern/eines Elternteils  
 25 EF17 42   1 ALN   - Schul-/Ausbildungsprobleme  
 26 EF18 43   1 ALN   - Vernachlässigung  
 27 EF19 44   1 ALN   - Delinquenz des Kindes/Straftat des Jugendlichen  
 28 EF20 45   1 ALN   - Suchtprobleme des Kindes/Jugendlichen  
 29 EF21 46   1 ALN   - Anzeichen für Kindesmißhandlung  
 30 EF21A 47   1 ALN   - Anzeichen für psychische Misshandlung  
 31 EF22 48   1 ALN   - Anzeichen für sexuellen Mißbrauch  
 32 EF23 49   1 ALN   - Trennung oder Scheidung der Eltern  
 33 EF24 50   1 ALN   - Wohnungsprobleme  
 34 EF25 51   1 ALN   - unbegleitete Einreise aus dem Ausland  
 35 EF26 52   1 ALN   - Beziehungsprobleme  
 36 EF27 53   1 ALN   - sonstige Probleme  

          
       Ende der Maßnahme mit:  
        1 = ja, sonst leer  

 37 EF28 54   1 ALN  - Rückkehr zu dem/den Personensorgeberechtigten   
 38 EF29 55   1 ALN  - Rückkehr in die Pflegefamilie oder das Heim  
 39 EF30 56   1 ALN  - Übernahme durch ein anderes Jugendamt  
 40 NEF31A 57   1 ALN  - Nur für vorläufige Inobhutnahmen: Übernahme in eine  

          Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII durch dasselbe  

*)  Bedeutung der Feldformate: siehe Seite 5   
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          Jugendamt    
 41 NEF31B 58   1 ALN  - Feststellung der Volljährigkeit   
 42 EF31 59   1 ALN  - Einleitung einer ambulanten Hilfe  

          zur Erziehung  
 43 EF32 60   1 ALN  - Einleitung erzieherischer Hilfen   

          außerhalb des Elternhauses  
 44 EF33 61   1 ALN  - sonstiger stationärer Hilfe  
 45 EF34 62   1 ALN  - keiner anschließenden Hilfe  

         
 46 EF35 63   1 ALN  Durchführung der Maßnahme aufgrund vorangegangener  

        Gefährdungseinschätzung  
        1= ja, 2 = nein  
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         

*)  Bedeutung der Feldformate: siehe Seite 5   
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Bedeutung der Feldformate 
 
 
STR = strukturiertes Feld 
WFG = wiederholte Feldgruppe (feste Anzahl) 
VWFG = wiederholte Feldgruppe (variable Anzahl) 
 
EBCDIC-Feldtypen 
 
ALN = beliebiger alphanumerischer Inhalt 
NOV = numerischer Wert in Zeichendarstellung ohne Vorzeichen 
NMV = numerischer Wert in Zeichendarstellung mit Vorzeichen 
GEP = numerischer Wert in gepackter Darstellung 
GLD = numerischer Wert in Gleitpunktformat mit doppelter Genauigkeit 
 
ASCII-Feldtypen 
 
ASC = beliebiger alphanumerischer Inhalt 
NAS = numerischer Wert, evtl. mit Vorzeichen, Dezimaltrennzeichen, auch Exponentialdarstellung möglich 
 
 
 
 
 



Das Amt für Statistik  
Berlin-Brandenburg 
 
 

Das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
ist für beide Länder die zentrale Dienst-
leistungseinrichtung auf dem Gebiet der 
amtlichen Statistik. Das Amt erbringt Ser-
viceleistungen im Bereich Information und 
Analyse für die breite Öffentlichkeit, für  
alle gesellschaftlichen Gruppen sowie für 
Kunden aus Verwaltung und Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft. Kerngeschäft 
des Amtes ist die Durchführung der ge-
setzlich angeordneten amtlichen Statisti-
ken für Berlin und Brandenburg. Das Amt 
erhebt die Daten, bereitet sie auf, inter-
pretiert und analysiert sie und veröffent-
licht die Ergebnisse. Die Grundversor-
gung aller Nutzerinnen und Nutzer mit 
statistischen Informationen erfolgt unent-
geltlich, im Wesentlichen über das Inter-
net und den Informationsservice. Dane-
ben werden nachfrage- und zielgruppen-
orientierte Standardauswertungen zu 
Festpreisen angeboten. Kundenspezifi-
sche Aufbereitung/Beratung zu kostende-
ckenden Preisen ergänzt das Spektrum 
der Informationsbereitstellung. 
 
 

Amtliche Statistik im Verbund 
Die Statistiken werden bundesweit nach 
einheitlichen Konzepten, Methoden und 
Verfahren arbeitsteilig erstellt. Die Statisti-
schen Ämter der Länder sind dabei grund-
sätzlich für die Durchführung der Erhe-
bungen, für die Aufbereitung und Veröf-
fentlichung der Länderergebnisse zustän-
dig. Durch diese Kooperation in einem 
„Statistikverbund“ entstehen für alle Län-
der vergleichbare und zu einem Bundes-
ergebnis zusammenführbare Erhebungs-
resultate. 
 

Produkte  
und Dienstleistungen 
 
 
Informationsservice 

info@statistik-bbb.de 
Tel. 0331 8173 -1777 
Fax 0331 817330 -4091 
Mo–Do 8:00–15:30 Uhr, Fr 8:00–13:30 Uhr 
Statistische Informationen für  
jedermann sowie maßgeschneiderte  
Aufbereitung von Daten über Berlin und 
Brandenburg, Auskunft, Beratung,  
Pressedienst. 

 

Standort Potsdam 
Steinstraße 104–106, 14480 Potsdam 

 
 

Standort Berlin 
Alt-Friedrichsfelde 60, 10315 Berlin 

 
Internet-Angebot 

www.statistik-berlin-brandenburg.de  
mit aktuellen Daten, Pressemitteilungen,  
Fachbeiträgen, Statistischen Berichten zum 
kostenlosen Herunterladen, regionalstatisti-
schen Informationen, Wahlstatistiken und  
-analysen sowie einem Überblick über das 
gesamte Leistungsspektrum des Amtes. 

 
Statistische Berichte 

mit Ergebnissen der einzelnen Statistiken in 
Tabellen in tiefer sachlicher Gliederung und 
Grafiken zur Veranschaulichung von Entwick-
lungen und Strukturen. 

 
Statistische Bibliothek 

Alt-Friedrichsfelde 60, 10315 Berlin 
bibliothek@statistik-bbb.de

Tel. 0331 8173 -3540 

Datenangebot  
aus dem Sachgebiet 
 
 
Informationen zu dieser Veröffentlichung 

Referat 13 
Tel. 0331 8173 - 1165 
Fax 0331 817330 - 4022 
Jugendhilfe-BB@statistik-bbb.de 
Jugendhilfe-BE@statistik-bbb.de 

 
Weitere Veröffentlichungen zum Thema 

Statistische Berichte: 
• Vorläufige Schutzmaßnahmen 
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